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 Auf Einladung des Auslandsösterrei-
cher-Weltbundes habe ich im Rah-

men der Präsidentenkonferenz am 
2.5.2015 einen Vortrag zu obigem Thema 
gehalten, den ich wunschgemäß zur bes-
seren Verbreitung unter den Mitgliedern 
durch Veröffentlichung in der Zeitschrift 
„ROTWEISSROT“ wie folgt zusammen-
fassen darf:
Bei der Beurteilung erberechtlicher Fall-
konstellationen mit grenzüberschreiten-
dem Bezug stellt sich regelmäßig zu-
nächst die Frage nach dem anzuwenden-
den materiellen Erbrecht, das heißt 
beispielsweise wer ist Erbe, gibt es im be-
treffenden Erbrecht ein Pflichtteilsrecht, 
wer gehört zum pflichtteilsberechtigten 
Personenkreis, welche Rechtseigen-
schaft kommt dem Nachlass zu oder wie 
ist die Erbenhaftung geregelt. In zweiter 
Hinsicht ist das anwendbare Verfahrens-
recht von Bedeutung, das die Zuständig-
keiten der Abhandlungsbehörden und die 
Regeln für das Abhandlungsverfahren 
enthalten. Um zu wissen, nach welchem 
Recht ein Nachlassverfahren abzuwi-

ckeln ist, werden Anknüpfungspunkte be-
nötigt. Diesen Anknüpfungspunkt liefert 
nach bisher geltender Rechtslage in der 
Regel die Staatsbürgerschaft eines Ver-
storbenen, wie an folgendem Beispiel 
verdeutlicht werden kann:

Staatsbürgerschaft
Herr A ist österreichischer Staatsbürger, 
verstirbt mit letztem Wohnsitz in Öster-
reich und hinterlässt eine Eigentumswoh-
nung, ein Konto und ein Sparbuch in Ös-
terreich, ein Wertpapierdepot in Deutsch-
land und ein Haus in der Toskana. Durch 

die österreichische Staatsbürgerschaft 
ist österreichisches materielles Erbrecht 
anwendbar. Für das in Österreich gelege-
ne bewegliche und unbewegliche Vermö-
gen und das in Deutschland gelegene 
Wertpapierdepot sind die österreichi-
schen Abhandlungsbehörden zuständig. 
Das Haus in der Toskana wird dagegen 
durch ein italienisches Gericht nach itali-
enischem Verfahrensrecht, aber auch 
nach österreichischem materiellen Erb-
recht abgehandelt. 

Gewöhnlicher Aufenthalt
Durch die EU-Erbrechtsverordnung (EU-
ErbVO) gilt ab 17.8.2015 in den Mitglieds-
staaten mit Ausnahme von Dänemark, 
Großbritannien und Irland als neuer An-
knüpfungspunkt anstelle der Staatsbür-
gerschaft nunmehr der gewöhnliche Auf-
enthalt. Außerdem bekommt dieser 
Anknüpfungspunkt gegenüber dem 
Staatsbürgerschaftsprinzip eine noch 
stärkere Bedeutung, weil er zusätzlich zu 
einer Zuständigkeitskonzentration im 
Verfahrensrecht führt. Für unser obiges 

Beispiel würde das folgende Konse
quenzen haben, wenn Herr A nach dem 
17.8.2015 versterben sollte:
Durch den gewöhnlichen Aufenthalt in 
Österreich ist materiell österreichisches 
Erbrecht anzuwenden – insoferne ergibt 
sich keine Veränderung zur bisherigen 
Rechtslage. Allerdings wird auch das 
Haus in der Toskana in die von den öster-
reichischen Abhandlungsbehörden 
durchzuführende Verlassenschaftsab-
handlung einbezogen. Im Ergebnis er-
sparen sich daher die Erben die aufwän-
dige Doppelgleisigkeit der Abhandlung 
bei österreichischen und italienischen 
Abhandlungsbehörden. Wäre allerdings 
Herr A vor seinem Tod dauerhaft in sein 
Haus in der Toskana gezogen und dort 
nach dem 17. 8. 2015 verstorben, würde 
sich die rechtliche Beurteilung  drama-
tisch verändern: In diesem Fall wäre 
nämlich materiell italienisches Recht an-
wendbar und der gesamte Nachlass – 
daher auch das sonstige überwiegende 
Vermögen in Österreich und Deutschland 
– würde durch ein italienisches Gericht 
abgehandelt werden.  

Option zur Rechtswahl
Die EU-ErbVO räumt aber auch die Op
tion zur Rechtswahl ein: Unabhängig vom 
gewöhnlichen Aufenthalt besteht die 
Möglichkeit, durch Errichtung einer letzt-
willigen Anordnung die Anwendung des 
Heimatrechtes zu wählen, das heißt, es 
besteht ein Art „opting-out“-Wahlrecht 
weg vom Recht des Aufenthaltsstaates 
und hin zum Recht, dessen Staatsbürger-
schaft man besitzt. Hätte daher in unse-
rem Beispiel Herr A ein Testament errich-
tet, in dem er auch von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht und österreichisches 
Recht gewählt hätte, wäre wiederum un-
abhängig von seinem letzten Wohnsitz in 
der Toskana seine gesamte Verlassen-
schaft nach österreichischem Recht 
durch ein österreichisches Gericht  abge-
handelt worden. 

Erbrecht in Europa
Was ändert sich ab 17.8.2015. Dr. Michael Umfahrer

Dr. Michael Umfahrer ist öffentlicher  
Notar in Wien.

„Wenn ein österreichischer 
Staatsbürger nicht ausschließlich 
in Österreich wohnt, ist genaue 

Rechtsberatung anzuraten.“ 

AÖWB intern 
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Da das materielle Erbrecht in Europa kei-
nesfalls vereinheitlicht ist, und es insbe-
sondere aber nicht ausschließlich beim 
Pflichtteilsrecht erhebliche Unterschiede 
in den einzelnen Mitgliedsstaaten gibt, ist 
es daher ratsam genaue Beratung in An-
spruch zu nehmen, wenn ein österreichi-
scher Staatsbürger nicht ausschließlich in 
Österreich wohnt. Nur so kann im Einzel-
fall beurteilt werden, ob das durch den 
ausländischen Wohnsitz anwendbare 
ausländische Recht für die persönliche Si-
tuation größere Vorteile als das österrei-
chische Recht bietet und gegebenenfalls 
die „opting-out-Option“ in Anspruch ge-
nommen werden sollte. Umgekehrt könn-

te daher theoretisch auch jemand, der an 
keinen bestimmten Aufenthaltsort gebun-
den ist, auch in jenem Land seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt begründen, in dem 
die für seine persönliche Situation güns-
tigsten Erbregelungen gelten. Für eine 
erste Information steht das von den euro-
päischen Notaren unter http://www.suc-
cessions-europe.eu/ betriebene Internet-
portal, auf dem sich jeder kostenlos einen 
Überblick über die in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten  geltenden unterschiedli-
chen erbrechtlichen Regelungen ver-
schaffen kann, zur Verfügung. Abschlie-
ßend sei noch darauf hingewiesen, dass 
nur die zivilrechtlichen Bestimmungen des 

Erbrechts dem dargestellten Konzept fol-
gen und die sich aus grenzüberschreiten-
den erbrechtlichen Sachverhalten erge-
benden steuerlichen Fragen immer ge-
sondert zu beurteilen sind. Hier gilt bei 
Liegenschaftsvermögen fast ausnahms-
los, dass die Besteuerung durch den La-
gestaat vorgenommen wird, während be-
wegliches Vermögen häufig vom Wohn-
sitzstaat besteuert wird, wobei generelle 
Aussagen nicht möglich sind und daher je-
der Einzelfall auch unter Berücksichtigung 
von allenfalls bestehenden Doppelbesteu-
erungsabkommen zu beurteilen ist.� ❍

office@notariat-umfahrer.at
www.notariat-umfahrer.at

Mit der EU-ErbVO gewinnt das Testament als Instrument zur Rechtswahl an Bedeutung.

AÖWB intern


